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nicht eben mieterfreundlichen Gesetzgebers. Denn: «Nichts mit dem
Gericht zu tun haben» ist der geheime Stossseufzer jedes mit finanziellen
Mitteln nicht besonders gesegneten Staatsbürgers. Solange eine solche
Regelung besteht, vermögen wir in ihr nur eine Alibifunktion zu sehen.
Sieht man aber in der Missbrauchsgesetzgebung ein blosses Feigenblatt,
so lässt sich fragen, ob sie nicht eher dem Vermieter als dem Mieter
dient. Auf jeden Fall stellt sie keine echte Alternative zur Mieterschutzinitiative

dar.

Gesetzliche Handhaben, um die Hauseigentümer zur Weitergabe der
Zinslastverringerung zu zwingen, haben die Mieter keine. Im neuen
Bundesbeschluss gegen Missbräuche im Mietwesen, der am 7. Juli den alten
von 1972 ablösen wird, ist zwar eine entsprechende Herabsetzungsklausel
enthalten, aber sie hat keine rückwirkende Kraft, kann somit selbst für die
erst ab Ende dieser Woche wirksam werdenden Zinssenkungen nicht mehr
angewandt werden. Das in weiten Teilen unflexible Verhalten der
Hauseigentümer könnte allerdings Folgen für sie haben: Im Herbst gelangt eine
die Rechte der Vermieter beschneidende Mieterschutzinitiative zur Abstimmung.

C. W. im «Aargauer Tagblatt»
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